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Satzung
BUNDESVERBAND FÜHRUNGSKRÄFTE DEUTSCHER BAHNEN

              Bezirk Mitteldeutschland (BFBahnen Mitteldeutschland)

§ 1        Name, Sitz und Entstehung

(1)    Der Verein führt ab dem 16. Oktober 2004 den Namen

                     „BUNDESVERBAND FÜHRUNGSKRÄFTE DEUTSCHER BAHNEN

                     Bezirk Mitteldeutschland“ (BF Bahnen Mitteldeutschland).
                     Er hat seinen Sitz in Halle.     

(2)    Der Verein  gehört dem „BUNDESVERBAND FÜHRUNGSKRÄFTE

        DEUTSCHER BAHNEN e.V.“, Sitz Frankfurt (Main), als Mitglied an. Die

        Satzung dieses Verbandes und die von dessen Verbandstagen sowie     

        vom Verbandsvorstand gefassten Beschlüsse sind auch für den Verein 

        verbindlich. Im übrigen ist der Verein rechtlich selbstständig.

        Der Verein entsteht aus der „Vereinigung der höheren Fach- und

        Führungskräfte Deutscher Bahnen Bezirksgruppe Halle“.

§ 2        Zweck, Ziele, Aufgaben

(1) In Fortführung der Aufgaben und Tradition des Gründungsvereins dient

der Verein dem Zweck,  

-   die berufsständischen Interessen seiner Mitglieder zu vertreten,

-   die fachliche und allgemeine Weiterbildung seiner Mitglieder und      

    insbesondere die des Nachwuchses zu fördern,

-   das Berufsbild seiner Mitglieder mitzugestalten,

-   mit anderen Einrichtungen und Institutionen des Verkehrs     

    zusammenzuarbeiten,

-   die persönlichen Kontakte zwischen den Mitgliedern im Interesse   

    eines besseren beruflichen und gesellschaftlichen Zusammenhalts

    zu pflegen.

(2) Der Verein ist gewerkschaftlich, parteipolitisch und konfessionell

unabhängig und neutral. 

(3)    Die Finanzmittel dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet

werden. Keine Person darf durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sein, oder durch eine unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

          Gewählte Funktionsträger und Beauftragte sind ehrenamtlich tätig;

Ihre Auslagen und Aufwendungen werden ersetzt. 

                 (4)     Zur Durchführung seiner Aufgaben kann sich der Verein                                                                                                                                          unselbständiger Bezirke bedienen, über deren Einrichtung oder Auflösung der Vorstand beschließt. Sie stellen eine zwanglose Zusammenfassung der zu der jeweiligen Region gehörenden

                                           Mitglieder dar.

§ 3        Erwerb der Mitgliedschaft       

(1) Die Mitgliedschaft können erwerben:

(a) Führungskräfte deutscher Bahnen,

(b) bei Bahn affinen Behörden und Firmen tätige Führungskräfte, 

                     (c)   im Ruhestand befindliche Führungskräfte deutscher Bahnen,

                     (d)   Studierende mit dem Schwerpunkt Schienenverkehr und in 

                             Ausbildung befindliche Nachwuchskräfte der unter a) und b)

                             genannten Stellen                                                                                                                                                      

(e) Einzelpersonen als fördernde Mitglieder, 

(f) Institutionen, Vereinigungen, Anstalten, Institute, öffentliche 

Einrichtungen und Behörden sowie Firmen, die sich für                                                                                                       

                            deutschen Bahnen einsetzen und die Ziele des BF BAHNEN  

fördern wollen.

(2) Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. Über die Aufnahme

entscheidet der Vorstand. 

        Das Mitglied erhält eine Satzung; es erkennt diese mit der Aufnahme   

        an.

(3) Bei Ablehnung der Aufnahme kann schriftlich Einspruch beim Vorstand

        eingelegt werden; dessen Entscheidung ist endgültig.

(4) Auf Vorschlag des Vorstandes könne von der Hauptversammlung Ehrenvorsitzende und Ehrenmitglieder ernannt werden.

Ehrenvorsitzende haben Sitz und beratende Stimme im Vorstand.

§ 4        Beginn und Ende der Mitgliedschaft 

(1) Den Beginn der Mitgliedschaft legt der Vorstand fest.

(2) Die Mitgliedschaft endet durch 

· Wechsel zu einem anderen Verbandsmitglied,

· Austritt,

· Ausschluss,

· Tod,

· Auflösung des Vereins.

(3) Der Austritt ist schriftlich zum Ende eines Monats mit einer Frist von 

3 Monaten zu erklären.

(4) Ein Mitglied kann auf Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es länger als 6 Monate mit der Beitragszahlung im Rückstand ist und trotz schriftlicher Aufforderung keine Zahlung leistet.

(5) Ein Mitglied kann auch auf Beschluss des Vorstandes oder der     Hauptversammlung ausgeschlossen werden, wenn es sich innerhalb oder außerhalb des Vereins schwerer Verfehlungen schuldig gemacht hat oder in unzumutbarer Weise fortgesetzt den Vereinsfrieden stört. Vor dem Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zu einer mündlichen Aussprache mit dem Vorstand zu geben.

(6) Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. Gegen den Ausschluss kann das Mitglied innerhalb von vier Wochen Einspruch einlegen; hierüber entscheidet die nächste Hauptversammlung endgültig. Bis zu dieser Entscheidung ruhen alle Rechte des Mitgliedes.

(7) Gezahlte Beiträge werden nicht erstattet.

(8) Ein Antrag auf Wiederaufnahme ist nach § 3 zu behandeln.

§ 5        Pflichten und Rechte der Mitglieder 

             (1)    Die Mitglieder sind verpflichtet, für die Ziele und Interessen des                                

                     Vereins einzutreten und die Beiträge gemäß § 7 zu zahlen.

(2)    Mit der Abgabe des Aufnahmeantrages gilt die Zustimmung zur

        Aufnahme in die personenbezogene Datei des Vereins als erteilt. 

(3)   Jedes Mitglied hat Anspruch auf die vom Verein und Verband

        herausgegebenen allgemeinen Publikationen. Es hat in den Bezirks-

        und Hauptversammlungen Teilnahme-, Rede- und Stimmrecht.

§ 6        Geschäftsjahr / Gerichtsstand

             Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Gerichtsstand ist Halle.

§ 7        Beiträge 

(1) Der Mitgliedsbeitrag für Einzelmitglieder wird von der

Hauptversammlung, für Mitglieder nach § 3 (1) f)durch den Vorstand festgelegt. Die Zahlungsweise wird durch den Vorstand beschlossen.

(2) Nachwuchskräfte sind bis zur Beendigung ihrer Ausbildung bzw. ihres Studiums von der Beitragszahlung befreit. Der Vorstand kann weitere 

       Ausnahmen zulassen.

§ 8        Organe des Vereins

             Organe des Vereins sind die 

             Hauptversammlung und der Vorstand.

§ 9        Hauptversammlung, Beschlüsse, Wahlen

(1) Die Hauptversammlung ist oberstes Organ des Vereins. Eine

ordentliche Hauptversammlung findet jeweils in den ersten vier Monaten des Geschäftsjahres statt. Zu den Hauptversammlungen ist mindestens drei Wochen vorher unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich einzuladen.

(2) Jede ordnungsgemäß einberufene Hauptversammlung ist beschlussfähig. Beschlüsse – ausgenommen zu §§ 13 und 14 – werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen nach Abs. 4 entscheidet jedoch bei erneuter Stimmengleichheit das Los.

(3) Die Hauptversammlung beschließt über

· die Tagesordnung und die Geschäftsordnung der

Hauptversammlung, 

-    die Entlastung des Vorstandes nach Entgegennahme der Geschäfts- 

                          Kassen- und Prüfberichte,

· Anträge der Mitglieder, der Bezirke und des Vorstandes, 

· die Höhe des Mitgliedsbeitrages für Einzelmitglieder (siehe § 7 (1) !),

· Satzungsänderungen,

· die Ernennung von Ehrenvorsitzenden und Ehrenmitgliedern,

· Einsprüche ausgeschlossener Mitglieder,

· Verschmelzung mit anderen Vereinen,

· Austritt aus dem Verband (§ 1 Abs. 2)

(4) Die Hauptversammlung wählt

· den Vorstand für eine Amtszeit von zwei Jahren; Wiederwahl ist

                          zulässig,

· zwei Kassenprüfer für eine Amtszeit von zwei Jahren.

Mindestens ein Kassenprüfer scheidet bei der Neuwahl aus; die Amtszeit darf vier Jahre nicht überschreiten,

· die Delegierten für den Verbandstag. Der Vorstand hat hierzu das

      Vorschlagsrecht.

Der 1. Vorsitzende ist in geheimer Wahl zu wählen. Die übrigen Mitglieder werden, wenn geheime Wahl nicht besonders beantragt wird, offen gewählt. Ein Gewählter bleibt bis zur Neuwahl im Amt. Er kann in einer Hauptversammlung abgewählt werden, wenn gleichzeitig neu gewählt wird.

(5)  In der Hauptversammlung gibt der Vorstand einen Geschäfts-

         und einen Kassenbericht ab.   

(6)  Außerordentliche Hauptversammlungen werden auf Beschluss des

        Vorstandes oder auf schriftlichen Antrag von wenigstens 10 % der 

        Mitglieder einberufen. Eine außerordentliche Hauptversammlung kann

        nur über Angelegenheiten beschließen, die bei ihrer Einberufung mit der

        Tagesordnung zur Abstimmung gestellt werden.  

(7)  Stimmberechtigt sind alle anwesenden Mitglieder.

(8)  Über jede Hauptversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom  

                     Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist.

(9)  Für Versammlungen und Wahlen in den Bezirken gelten die Absätze 1  

        bis 8 entsprechend.

§ 10      Anträge

(1)   Anträge an Hauptversammlung können stellen:

· die Mitglieder,

· die Bezirke,

· der Vorstand.

(2)   Anträge, über die die Hauptversammlung beschließen soll, sind

        bis spätestens Ende Dezember eines jeden Jahres schriftlich beim

1. oder 2. Vorsitzenden einzureichen.

  Die Hauptversammlung kann mit einfacher Stimmenmehrheit weitere   

  Anträge zulassen; ausgenommen sind Anträge auf Satzungsänderung 

  und Auflösung des Vereins.

§ 11      Vorstand

(1)   Der Vorstand besteht aus

· dem 1. und 2. Vorsitzenden,

· dem Schriftführer,

· dem Schatzmeister und

· den Beisitzern (Branchensprechern)

(2)   Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. und 2. Vorsitzende. Sie

         vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder von

         ihnen ist allein vertretungsberechtigt.

(3)   Ehrenvorsitzende und die Vorsitzenden der Bezirke sind Beisitzer. Der

        Vorstand darf zu seiner Unterstützung weitere Beisitzer bestellen.


(4)   Der Vorstand leitet den Verein unter Beachtung von Gesetzen und Satzung sowie der Beschlüsse der Hauptversammlung. Er verwaltet das Vereinsvermögen und beruft die Hauptversammlung und sonstige Versammlungen ein. Ihm steht das Recht zu, satzungsgemäße

        Geschäfte bis zur Höhe des Vereinsvermögens abzuschließen. 

(5)   Die Verteilung der wahrzunehmenden Aufgaben sind in einer

        Geschäftsordnung zu regeln, die vom Vorstand zu beschließen ist.

        Der Vorstand darf Geschäftsführer bestellen.

(6) Sitzungen des Vorstandes sollen vierteljährlich unter vorheriger Bekanntgabe der Tagesordnung durchgeführt werden.

(7) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes im Laufe der zweijährigen Amtszeit aus oder ist es an der Ausübung seiner Tätigkeit dauernd gehindert, kann der Vorstand bis zur nächsten Hauptversammlung einen Stellvertreter bestellen oder die Aufgaben auf die übrigen Mitglieder verteilen.

(8) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Leiter der Sitzung und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist.

(9) In allgemeinen Geschäftsangelegenheiten des Vorstandes zeichnet der 1. oder 2. Vorsitzende; sonst die gemäß Geschäftsordnung (Abs. 5) zuständigen Vorstandsmitglieder.

In Kassenangelegenheiten zeichnet der Schatzmeister.

(10) Der Vorstand darf keine Kredite aufnehmen, keine Darlehen gewähren

        und keine Bürgschaftserklärung abgeben. Bankkonten sind auf

        Guthabenbasis zu führen.

§ 12      Kassenprüfer

(1) Kassenprüfer und dürfen nicht dem Vorstand angehören und nicht als Geschäftsführer tätig sein.

(2) Die Kassenprüfer haben jährlich die Richtigkeit des Kassenbestandes, der Belege und Buchungen, die satzungs- und ordnungsgemäße sowie die wirtschaftliche Verwendung der Geldmittel (s. a. § 2 Abs. 3 und 4), die Zeichnungsberechtigungen (§ 11 Abs. 9) und die Einhaltung der Einschränkungen gem. § 11 Abs. 10 zu prüfen.

(3) Über das Ergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen und der Hauptversammlung – ggf. mit der Empfehlung auf Entlastung des Vorstandes – vorzutragen.

§ 13      Satzungsänderung

             Die Satzung des Vereins kann nur durch Beschluss einer

             Hauptversammlung mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden

             Stimmberechtigten geändert oder ergänzt werden.

§ 14      Verschmelzung / Auflösung

             Die Verschmelzung mit anderen Vereinen / Verbänden oder die Auflösung

             des Vereins kann nur von einer zu diesem Zweck einberufenen

             Hauptversammlung mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden

             Stimmberechtigten beschlossen werden.

             Über die Verwendung des Vermögens hat die Hauptversammlung zu  

             beschließen.

Diese Satzung wurde von der Hauptversammlung am 16. 10. 2004 beschlossen.

Sie tritt am selben Tage in Kraft. 

